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Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP, Drucksache 17/15505, 
wird in der Fassung der Beschlüsse des Ausschusses angenommen. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g  
 

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU  
und der Fraktion der FDP 

 

 Beschlüsse des Ausschusses 

Gesetz zur weiteren Änderung des  
Hochschulgesetzes und des  

Kunsthochschulgesetzes 
 

 Gesetz zur weiteren Änderung des  
Hochschulgesetzes und des  

Kunsthochschulgesetzes 
 

Artikel 1 
Änderung des Hochschulgesetzes 

 
Das Hochschulgesetz vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom [einsetzen: Da-
tum des Änderungsgesetzes1] (GV.NRW. 
S. [einsetzen: Seitenangabe] geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 1 
Änderung des Hochschulgesetzes 

 
Das Hochschulgesetz vom 16. September 
2014 (GV. NRW. S. 547), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 3. November 
2021 (GV. NRW. S. [einfügen: Seitenan-
gabe der Fundstelle des Gesetzes zum digi-
talen Fortschritt im Hochschulbereich ange-
sichts der Erfahrungen aus der Corona-Pan-
demie sowie zum Hochschulbetrieb im Falle 
einer Epidemie oder einer Katastrophe im 
GV.]) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 
 

1. Die Inhaltsübersicht wird um folgende 
Angabe ergänzt: 

  
 „§ 82a Hochschulbetrieb im Falle einer 

Epidemie, einer Großeinsatzlage oder 
einer Katastrophe“ 

 

  

2. Nach § 82 wird folgender § 82a einge-
fügt: 

 
„§ 82a 

Hochschulbetrieb im Falle einer  
Epidemie, einer Großeinsatzlage  

oder einer Katastrophe 
 
 (1) Das Ministerium wird für den Fall, 

dass 
 
1.  der Deutsche Bundestag auf der 

Grundlage des Infektionsschutzge-
setzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1045), das zuletzt durch Artikel 8 
Absatz 8 des Gesetzes vom 
27. September 2021 (BGBl. I 

 Nach § 82 wird folgender § 82a eingefügt: 
 
 

„§ 82a 
Hochschulbetrieb im Falle einer  
Epidemie, einer Großeinsatzlage  

oder einer Katastrophe 
 
(1) Das Ministerium wird für den Fall, dass 
 
 
1.  der Deutsche Bundestag auf der Grund-

lage des Infektionsschutzgesetzes vom 
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zu-
letzt durch Artikel 8 Absatz 8 des Geset-
zes vom 27. September 2021 (BGBl. I 
S. 4530) geändert worden ist, eine 

                                                
1 In Bezug genommen wird der am 7. Oktober 2021 verabschiedete Entwurf des Gesetzes zum digita-
len Fortschritt im Hochschulbereich angesichts der Erfahrungen aus der Corona-Pandemie sowie zum 
Hochschulbetrieb im Falle einer Epidemie oder einer Katastrophe, Drucksache 17/14963, dessen Ver-
kündung noch aussteht. 
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S. 4530) geändert worden ist, eine 
epidemische Lage von nationaler 
Tragweite festgestellt hat, 

2.  der Landtag auf der Grundlage des 
Infektionsschutz- und Befugnisge-
setzes vom 14. April 2020 (GV. 
NRW. S. 218b), das zuletzt durch 
Gesetz vom 4. Mai 2021 (GV. 
NRW. S. 566) geändert worden ist, 
eine epidemische Lage von landes-
weiter Tragweite festgestellt hat  
oder 

3.  eine Rechtsverordnung des Landes 
nach § 32 des Infektionsschutzge-
setzes erlassen worden ist, 

 
zur Sicherstellung der Lehre, zur Sicher-
stellung der Funktionsfähigkeit der Gre-
mien der Hochschule und der Studie-
rendenschaft sowie zum Schutz der 
Grundrechte der Hochschulmitglieder 
und der Studienbewerberinnen und -be-
werber ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung Regelungen betreffend die Prü-
fungen, die Anerkennung von Prüfungs-
leistungen und sonstigen Leistungen, 
die Regelstudienzeit, die Verfahrens-
grundsätze hinsichtlich der Sitzungen 
und der Beschlüsse, die Amtszeit der 
Gremien der Hochschule und der Stu-
dierendenschaft sowie die Einschrei-
bung zu erlassen und dabei von den Re-
gelungen der § 7 Absatz 1, § 12, § 13, 
§ 48, § 50, § 53 Absatz 4 Satz 4 Num-
mer 2, § 54 Absatz 3, § 61 und §§ 63 bis 
65 sowie des § 28 Absatz 3 Satz 3, Ab-
satz 4 Satz 1 des Juristenausbildungs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
11. März 2003 (GV. NRW. S. 135 ber. 
S. 431), zuletzt geändert durch Artikel 
14 des Gesetzes vom 14. Juni 2016 
(GV. NRW. S. 310), abzuweichen. So-
weit von den Regelungen des § 28 Ab-
satz 3 Satz 3, Absatz 4 Satz 1 des Ju-
ristenausbildungsgesetzes Nordrhein-
Westfalen abgewichen wird, bedarf die 
Rechtsverordnung des Einvernehmens 
des für die Justiz zuständigen Ministeri-
ums. Soweit duale Studiengänge und 
Modellstudiengänge im Gesundheits-
wesen betroffen sind, bedarf die 
Rechtsverordnung des Einvernehmens 
mit dem für Gesundheit zuständigen 

epidemische Lage von nationaler Trag-
weite festgestellt hat, 

 
2.  der Landtag auf der Grundlage des In-

fektionsschutz- und Befugnisgesetzes 
vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b), 
das zuletzt durch Gesetz vom 4. Mai 
2021 (GV. NRW. S. 566) geändert wor-
den ist, eine epidemische Lage von lan-
desweiter Tragweite festgestellt hat  
oder 

 
3.  eine Rechtsverordnung des Landes 

nach § 32 des Infektionsschutzgesetzes 
erlassen worden ist, 

 
zur Sicherstellung der Lehre, zur Sicherstel-
lung der Funktionsfähigkeit der Gremien der 
Hochschule und der Studierendenschaft so-
wie zum Schutz der Grundrechte der Hoch-
schulmitglieder und der Studienbewerberin-
nen und -bewerber ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Regelungen betreffend 
die Prüfungen, die Anerkennung von Prü-
fungsleistungen und sonstigen Leistungen, 
die Regelstudienzeit, die Verfahrensgrund-
sätze hinsichtlich der Sitzungen und der Be-
schlüsse, die Amtszeit der Gremien der 
Hochschule und der Studierendenschaft so-
wie die Einschreibung zu erlassen und dabei 
von den Regelungen der § 7 Absatz 1, § 12, 
§ 13, § 48, § 50, § 53 Absatz 4 Satz 4 Num-
mer 2, § 54 Absatz 3, § 61 und §§ 63 bis 65 
sowie des § 28 Absatz 3 Satz 3, Absatz 4 
Satz 1 des Juristenausbildungsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 11. März 2003 
(GV. NRW. S. 135 ber. S. 431), zuletzt geän-
dert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 
14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310), abzuwei-
chen. Soweit von den Regelungen des § 28 
Absatz 3 Satz 3, Absatz 4 Satz 1 des Juris-
tenausbildungsgesetzes Nordrhein-Westfa-
len abgewichen wird, bedarf die Rechtsver-
ordnung des Einvernehmens des für die Jus-
tiz zuständigen Ministeriums. Soweit duale 
Studiengänge und Modellstudiengänge im 
Gesundheitswesen betroffen sind, bedarf die 
Rechtsverordnung des Einvernehmens mit 
dem für Gesundheit zuständigen Ministe-
rium. Die Rechtsverordnung kann insbeson-
dere vorsehen, dass 
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Ministerium. Die Rechtsverordnung 
kann insbesondere vorsehen, dass 
1.  die Gremienwahlen der Hoch-

schule und der Studierendenschaft 
online stattfinden dürfen, ohne dass 
die wählende Person oder deren 
Hilfsperson bei der Stimmabgabe in 
elektronischer Form an Eides statt 
versichern muss, dass sie die 
Stimme persönlich oder als Hilfs-
person gemäß dem erklärten Willen 
der wählenden Person gekenn-
zeichnet habe, 

2.  die Sitzungen der Gremien der 
Hochschule und der Studierenden-
schaft in elektronischer Kommuni-
kation oder in Mischformen zwi-
schen elektronischer Kommunika-
tion und physischer Anwesenheit 
der Gremienmitglieder stattfinden 
und Beschlüsse in elektronischer 
Kommunikation oder im Umlaufver-
fahren gefasst werden dürfen und 
dass Bild- und Tonübertragung der 
öffentlichen Sitzungen der Gremien 
zulässig sind, 

3.  Hochschulprüfungen in elektroni-
scher Form oder in elektronischer 
Kommunikation (Online-Prüfungen) 
abgenommen werden dürfen, 

4.  die Anerkennung von Prüfungsleis-
tungen und Leistungen gegenüber 
den Regelungen des § 63a erleich-
tert werden kann und 

5.  Regelungen betreffend die Ein-
schreibung, insbesondere hinsicht-
lich der Einschreibungsfristen und 
des Zeitpunkts, bis zu dem das Vor-
liegen der Hochschulzugangsbe-
rechtigung und der sonstigen Ein-
schreibevoraussetzungen, insbe-
sondere der Nachweis der künstle-
rischen Eignung, nachgewiesen 
sein müssen, getroffen werden.  

 
Die Rechtsverordnung kann die Art und 
Weise der Durchführung und Organisa-
tion von Lehrveranstaltungen, auch in 
Form online durchgeführter Lehre, re-
geln. Die Rechtsverordnung darf vorse-
hen, dass das Rektorat die Befugnisse 
nach Satz 4 Nummer 4 und 5 sowie 
nach Satz 5 ausübt und in diesem Falle 

 
 
1.  die Gremienwahlen der Hochschule und 

der Studierendenschaft online stattfin-
den dürfen, ohne dass die wählende 
Person oder deren Hilfsperson bei der 
Stimmabgabe in elektronischer Form an 
Eides statt versichern muss, dass sie 
die Stimme persönlich oder als Hilfsper-
son gemäß dem erklärten Willen der 
wählenden Person gekennzeichnet 
habe, 

 
2.  die Sitzungen der Gremien der Hoch-

schule und der Studierendenschaft in 
elektronischer Kommunikation oder in 
Mischformen zwischen elektronischer 
Kommunikation und physischer Anwe-
senheit der Gremienmitglieder stattfin-
den und Beschlüsse in elektronischer 
Kommunikation oder im Umlaufverfah-
ren gefasst werden dürfen und dass 
Bild- und Tonübertragung der öffentli-
chen Sitzungen der Gremien zulässig 
sind, 

 
3.  Hochschulprüfungen in elektronischer 

Form oder in elektronischer Kommuni-
kation (Online-Prüfungen) abgenom-
men werden dürfen, 

4.  die Anerkennung von Prüfungsleistun-
gen und Leistungen gegenüber den Re-
gelungen des § 63a erleichtert werden 
kann und 

5.  Regelungen betreffend die Einschrei-
bung, insbesondere hinsichtlich der Ein-
schreibungsfristen und des Zeitpunkts, 
bis zu dem das Vorliegen der Hoch-
schulzugangsberechtigung und der 
sonstigen Einschreibevoraussetzun-
gen, insbesondere der Nachweis der 
künstlerischen Eignung, nachgewiesen 
sein müssen, getroffen werden.  

 
 
Die Rechtsverordnung kann die Art und 
Weise der Durchführung und Organisation 
von Lehrveranstaltungen, auch in Form on-
line durchgeführter Lehre, regeln. Die 
Rechtsverordnung darf vorsehen, dass das 
Rektorat die Befugnisse nach Satz 4 Num-
mer 4 und 5 sowie nach Satz 5 ausübt und 
in diesem Falle von den Prüfungsordnungen 
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von den Prüfungsordnungen abwei-
chende Regelungen treffen darf; in die-
sem Falle sieht die Rechtsverordnung 
zugleich vor, dass die Wissenschafts-
freiheit strukturell nicht gefährdet wird 
und die Rechte des Senats und der 
Fachbereichsräte gewahrt bleiben. 

 
(2) Das Ministerium ist zum Erlass einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 ab 
dem Zeitpunkt der Feststellung nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 oder 
nach dem Erlass der Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 er-
mächtigt. Die Ermächtigung besteht un-
beschadet der Sätze 3 und 4 zumindest 
für den Zeitraum der jeweiligen Feststel-
lung oder den Zeitraum der Geltung der 
jeweiligen Rechtsverordnung und ist un-
abhängig von der Wirksamkeit der Fest-
stellung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 
1 und 2 sowie der Wirksamkeit der 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 Satz 
1 Nummer 3. Wird die Feststellung nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 oder 
die Geltung der Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 verlängert, 
verlängert sich entsprechend auch der 
Zeitraum der Ermächtigung zum Erlass 
der Rechtsverordnung nach Absatz 1. 
Die Ermächtigung nach Absatz 1 gilt fort 
bis zum Ende des Semesters, das als 
zweites dem Semester folgt, in dem die 
Feststellung einer epidemischen Lage 
im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 
1 oder 2 aufgehoben wird oder die Gel-
tung einer Rechtsverordnung im Sinne 
von Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 endet. 
Ist das Semester im Sinne des Satzes 4 
ein Wintersemester, endet dieses am 
31. März des jeweiligen Jahres; ist das 
Semester im Sinne des Satzes 4 ein 
Sommersemester, endet dieses am 30. 
September des jeweiligen Jahres. Zur 
weiteren Bewältigung der SARS-CoV-2-
Pandemie und zur Sicherung des Hoch-
schulbetriebs in dieser Pandemie und 
der Grundrechte der Hochschulmitglie-
der wird das Ministerium ermächtigt, die 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 oder 
einzelne Regelungen dieser Rechtsver-
ordnung mit Wirkung vom 1. Oktober 
2021 zu erlassen. 

abweichende Regelungen treffen darf; in die-
sem Falle sieht die Rechtsverordnung zu-
gleich vor, dass die Wissenschaftsfreiheit 
strukturell nicht gefährdet wird und die 
Rechte des Senats und der Fachbereichs-
räte gewahrt bleiben. 
 
 
(2) Das Ministerium ist zum Erlass einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 ab dem 
Zeitpunkt der Feststellung nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 oder 2 oder nach dem Er-
lass der Rechtsverordnung nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 ermächtigt. Die Ermächti-
gung besteht unbeschadet der Sätze 3 und 
4 zumindest für den Zeitraum der jeweiligen 
Feststellung oder den Zeitraum der Geltung 
der jeweiligen Rechtsverordnung und ist un-
abhängig von der Wirksamkeit der Feststel-
lung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 
sowie der Wirksamkeit der Rechtsverord-
nung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3. Wird 
die Feststellung nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 oder 2 oder die Geltung der Rechts-
verordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
verlängert, verlängert sich entsprechend 
auch der Zeitraum der Ermächtigung zum 
Erlass der Rechtsverordnung nach Absatz 1. 
Die Ermächtigung nach Absatz 1 gilt fort bis 
zum Ende des Semesters, das als zweites 
dem Semester folgt, in dem die Feststellung 
einer epidemischen Lage im Sinne von Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 aufgehoben 
wird oder die Geltung einer Rechtsverord-
nung im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 
3 endet. Ist das Semester im Sinne des Sat-
zes 4 ein Wintersemester, endet dieses am 
31. März des jeweiligen Jahres; ist das Se-
mester im Sinne des Satzes 4 ein Sommer-
semester, endet dieses am 30. September 
des jeweiligen Jahres. Zur weiteren Bewälti-
gung der SARS-CoV-2-Pandemie und zur 
Sicherung des Hochschulbetriebs in dieser 
Pandemie und der Grundrechte der Hoch-
schulmitglieder wird das Ministerium er-
mächtigt, die Rechtsverordnung nach Absatz 
1 oder einzelne Regelungen dieser Rechts-
verordnung mit Wirkung vom 1. Oktober 
2021 zu erlassen. 
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(3) Wenn durch den Eintritt einer Groß-
einsatzlage oder einer Katastrophe im 
Sinne des § 1 Absatz 2 des Gesetzes 
über den Brandschutz, die Hilfeleistung 
und den Katastrophenschutz vom 
17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 886), 
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 23. Juni 2021 (GV. NRW. S. 762) 
geändert worden ist, an Hochschulen 
der Lehr- oder Prüfungsbetrieb in Prä-
senz eingeschränkt ist, kann das Minis-
terium zur Sicherstellung der Lehre, zur 
Sicherstellung der Funktionsfähigkeit 
der Gremien der Hochschule und der 
Studierendenschaft und zum Schutz der 
Grundrechte der Hochschulmitglieder 
sowie der Studienbewerberinnen und -
bewerber durch Rechtsverordnung Re-
gelungen nach Absatz 1 erlassen. Be-
schränken sich die Einschränkungen 
nach Satz 1 auf eine einzelne Hoch-
schule, insbesondere auf ihren Sitz, ei-
nen Standort oder Studienort, ist die 
Rechtsverordnung in ihrem örtlichen 
Anwendungsbereich entsprechend ein-
zugrenzen. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend. 

 
(4) Das Ministerium ist zum Erlass einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 3 ab 
dem Zeitpunkt des Eintritts der Großein-
satzlage oder der Katastrophe ermäch-
tigt. Die Ermächtigung nach Absatz 3 
gilt fort bis zum Ende des Semesters, 
das als viertes dem Semester folgt, in 
dem die Großeinsatzlage oder die Kata-
strophe eingetreten ist. Absatz 2 Satz 5 
gilt entsprechend. 
 
(5) Die Geltung der Rechtsverordnun-
gen nach den Absätzen 1 und 3 ist zu 
befristen. Die jeweilige Rechtsverord-
nung tritt spätestens zu dem Zeitpunkt 
außer Kraft, an dem das Ministerium 
nach Absatz 2 oder Absatz 4 nicht mehr 
zu ihrem Erlass ermächtigt ist. 
 
(6) Das Ministerium berichtet dem Land-
tag hinsichtlich der Rechtsverordnung 
nach den Absätzen 1 und 3 unverzüg-
lich und umfassend über den jeweiligen 
Sachstand.“ 

 

(3) Wenn durch den Eintritt einer Großein-
satzlage oder einer Katastrophe im Sinne 
des § 1 Absatz 2 des Gesetzes über den 
Brandschutz, die Hilfeleistung und den Kata-
strophenschutz vom 17. Dezember 2015 
(GV. NRW. S. 886), das zuletzt durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GV. 
NRW. S. 762) geändert worden ist, an Hoch-
schulen der Lehr- oder Prüfungsbetrieb in 
Präsenz eingeschränkt ist, kann das Ministe-
rium zur Sicherstellung der Lehre, zur Si-
cherstellung der Funktionsfähigkeit der Gre-
mien der Hochschule und der Studierenden-
schaft und zum Schutz der Grundrechte der 
Hochschulmitglieder sowie der Studienbe-
werberinnen und -bewerber durch Rechts-
verordnung Regelungen nach Absatz 1 er-
lassen. Beschränken sich die Einschränkun-
gen nach Satz 1 auf eine einzelne Hoch-
schule, insbesondere auf ihren Sitz, einen 
Standort oder Studienort, ist die Rechtsver-
ordnung in ihrem örtlichen Anwendungsbe-
reich entsprechend einzugrenzen. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 
 
 
 
 
(4) Das Ministerium ist zum Erlass einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 3 ab dem 
Zeitpunkt des Eintritts der Großeinsatzlage 
oder der Katastrophe ermächtigt. Die Er-
mächtigung nach Absatz 3 gilt fort bis zum 
Ende des Semesters, das als viertes dem 
Semester folgt, in dem die Großeinsatzlage 
oder die Katastrophe eingetreten ist. Absatz 
2 Satz 5 gilt entsprechend. 
 
 
(5) Die Geltung der Rechtsverordnungen 
nach den Absätzen 1 und 3 ist zu befristen. 
Die jeweilige Rechtsverordnung tritt spätes-
tens zu dem Zeitpunkt außer Kraft, an dem 
das Ministerium nach Absatz 2 oder Absatz 
4 nicht mehr zu ihrem Erlass ermächtigt ist. 
 
 
(6) Das Ministerium berichtet dem Landtag 
hinsichtlich der Rechtsverordnung nach den 
Absätzen 1 und 3 unverzüglich und umfas-
send über den jeweiligen Sachstand.“ 
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Artikel 2 
Änderung des Kunsthochschulgesetzes 

 
Das Kunsthochschulgesetz vom 13. März 
2008 (GV. NRW. S. 195), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom [einsetzen: Da-
tum des Änderungsgesetzes2] (GV.NRW. 
S. [einsetzen: Seitenangabe] geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 2 
Änderung des Kunsthochschulgesetzes 

 
Das Kunsthochschulgesetz vom 13. März 
2008 (GV. NRW. S. 195), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 3. November 
2021 (GV. NRW. S. [einfügen: Seitenangabe 
der Fundstelle des Gesetzes zum digitalen 
Fortschritt im Hochschulbereich angesichts 
der Erfahrungen aus der Corona-Pandemie 
sowie zum Hochschulbetrieb im Falle einer 
Epidemie oder einer Katastrophe im GV.]) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

1. Die Inhaltsübersicht wird um folgende 
Angabe ergänzt: 

 
 „§ 73a Hochschulbetrieb im Falle einer 

Epidemie, einer Großeinsatzlage oder 
einer Katastrophe“ 

 

  

2. Nach § 73 wird folgender § 73a einge-
fügt: 
 

„§ 73a 
Hochschulbetrieb im Falle einer  
Epidemie, einer Großeinsatzlage  

oder einer Katastrophe 
 
(1) Das Ministerium wird für den Fall, 
dass 
 
1.  der Deutsche Bundestag auf der 

Grundlage des Infektionsschutzge-
setzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1045), das zuletzt durch Artikel 8 
Absatz 8 des Gesetzes vom 
27. September 2021 (BGBl. I S. 
4530) geändert worden ist, eine 
epidemische Lage von nationaler 
Tragweite festgestellt hat, 

2.  der Landtag auf der Grundlage des 
Infektionsschutz- und Befugnisge-
setzes vom 14. April 2020 (GV. 
NRW. S. 218b), das zuletzt durch 
das Gesetz vom 4. Mai 2021 (GV. 
NRW. S. 566) geändert worden ist, 
eine epidemische Lage von 

 Nach § 73 wird folgender § 73a eingefügt: 
 
 

„§ 73a 
Hochschulbetrieb im Falle einer  
Epidemie, einer Großeinsatzlage  

oder einer Katastrophe 
 
(1) Das Ministerium wird für den Fall, dass 
 
 
1.  der Deutsche Bundestag auf der Grund-

lage des Infektionsschutzgesetzes vom 
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zu-
letzt durch Artikel 8 Absatz 8 des Geset-
zes vom 27. September 2021 (BGBl. I 
S. 4530) geändert worden ist, eine epi-
demische Lage von nationaler Trag-
weite festgestellt hat, 

 
2.  der Landtag auf der Grundlage des In-

fektionsschutz- und Befugnisgesetzes 
vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b), 
das zuletzt durch das Gesetz vom 
4. Mai 2021 (GV. NRW. S. 566) geän-
dert worden ist, eine epidemische Lage 

                                                
2 In Bezug genommen wird der am 7. Oktober 2021 verabschiedete Entwurf des Gesetzes zum digita-
len Fortschritt im Hochschulbereich angesichts der Erfahrungen aus der Corona-Pandemie sowie zum 
Hochschulbetrieb im Falle einer Epidemie oder einer Katastrophe, Drucksache 17/14963, dessen Ver-
kündung noch aussteht. 
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landesweiter Tragweite festgestellt 
hat oder 

3.  eine Rechtsverordnung des Landes 
nach § 32 des Infektionsschutzge-
setzes erlassen worden ist, 

 
zur Sicherstellung der Lehre, zur Sicher-
stellung der Funktionsfähigkeit der Gre-
mien der Kunsthochschule und der Stu-
dierendenschaft sowie zum Schutz der 
Grundrechte der Hochschulmitglieder 
und der Studienbewerberinnen und -be-
werber ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung Regelungen betreffend die Prü-
fungen, die Anerkennung von Prüfungs-
leistungen und sonstigen Leistungen, 
die Regelstudienzeit, die Verfahrens-
grundsätze hinsichtlich der Sitzungen 
und der Beschlüsse, die Amtszeit der 
Gremien der Hochschule und der Stu-
dierendenschaft sowie die Einschrei-
bung zu erlassen und dabei von den Re-
gelungen der § 7 Absatz 1, § 13, § 14, 
§ 40, § 42, § 45 Absatz 4 Satz 4 Num-
mer 2, § 46 Absatz 3, § 53 sowie §§ 55 
bis 57 abzuweichen. Die Rechtsverord-
nung kann insbesondere vorsehen, 
dass 

 
1.  die Gremienwahlen der Kunsthoch-

schule und der Studierendenschaft 
online stattfinden dürfen, ohne dass 
die wählende Person oder deren 
Hilfsperson bei der Stimmabgabe in 
elektronischer Form an Eides statt 
versichern muss, dass sie die 
Stimme persönlich oder als Hilfs-
person gemäß dem erklärten Willen 
der wählenden Person gekenn-
zeichnet habe, 

2.  die Sitzungen der Gremien der 
Kunsthochschule und der Studie-
rendenschaft in elektronischer 
Kommunikation oder in Mischfor-
men zwischen elektronischer Kom-
munikation und physischer Anwe-
senheit der Gremienmitglieder 
stattfinden und Beschlüsse in elekt-
ronischer Kommunikation oder im 
Umlaufverfahren gefasst werden 
dürfen und dass Bild- und Tonüber-
tragung der öffentlichen Sitzungen 
der Gremien zulässig sind, 

von landesweiter Tragweite festgestellt 
hat oder 

3.  eine Rechtsverordnung des Landes 
nach § 32 des Infektionsschutzgesetzes 
erlassen worden ist, 

 
zur Sicherstellung der Lehre, zur Sicherstel-
lung der Funktionsfähigkeit der Gremien der 
Kunsthochschule und der Studierenden-
schaft sowie zum Schutz der Grundrechte 
der Hochschulmitglieder und der Studienbe-
werberinnen und -bewerber ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Regelungen be-
treffend die Prüfungen, die Anerkennung 
von Prüfungsleistungen und sonstigen Leis-
tungen, die Regelstudienzeit, die Verfah-
rensgrundsätze hinsichtlich der Sitzungen 
und der Beschlüsse, die Amtszeit der Gre-
mien der Hochschule und der Studierenden-
schaft sowie die Einschreibung zu erlassen 
und dabei von den Regelungen der § 7 Ab-
satz 1, § 13, § 14, § 40, § 42, § 45 Absatz 4 
Satz 4 Nummer 2, § 46 Absatz 2, § 53 sowie 
§§ 55 bis 57 abzuweichen. Die Rechtsver-
ordnung kann insbesondere vorsehen, dass 
 
 
 
 
1.  die Gremienwahlen der Kunsthoch-

schule und der Studierendenschaft on-
line stattfinden dürfen, ohne dass die 
wählende Person oder deren Hilfsper-
son bei der Stimmabgabe in elektroni-
scher Form an Eides statt versichern 
muss, dass sie die Stimme persönlich  
oder als Hilfsperson gemäß dem erklär-
ten Willen der wählenden Person ge-
kennzeichnet habe, 

 
2.  die Sitzungen der Gremien der Kunst-

hochschule und der Studierendenschaft 
in elektronischer Kommunikation oder in 
Mischformen zwischen elektronischer 
Kommunikation und physischer Anwe-
senheit der Gremienmitglieder stattfin-
den und Beschlüsse in elektronischer 
Kommunikation oder im Umlaufverfah-
ren gefasst werden dürfen und dass 
Bild- und Tonübertragung der öffentli-
chen Sitzungen der Gremien zulässig 
sind, 
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3.  Hochschulprüfungen in elektroni-
scher Form oder in elektronischer 
Kommunikation (Online-Prüfungen) 
abgenommen werden dürfen, 

4.  die Anerkennung von Prüfungsleis-
tungen und Leistungen gegenüber 
den Regelungen des § 55a erleich-
tert werden kann und 

5.  Regelungen betreffend die Ein-
schreibung, insbesondere hinsicht-
lich der Einschreibungsfristen und 
des Zeitpunkts, bis zu dem das Vor-
liegen der Hochschulzugangsbe-
rechtigung und der sonstigen Ein-
schreibevoraussetzungen, insbe-
sondere der Nachweis der künstle-
rischen Eignung, nachgewiesen 
sein müssen, getroffen werden. 

 
Die Rechtsverordnung kann die Art und 
Weise der Durchführung und Organisa-
tion von Lehrveranstaltungen, auch in 
Form online durchgeführter Lehre, re-
geln. Die Rechtsverordnung darf vorse-
hen, dass das Rektorat die Befugnisse 
nach Satz 2 Nummer 4 und 5 sowie 
nach Satz 3 ausübt und in diesem Falle 
von den Prüfungsordnungen abwei-
chende Regelungen treffen darf; in die-
sem Falle sieht die Rechtsverordnung 
zugleich vor, dass die Wissenschafts-
freiheit strukturell nicht gefährdet wird 
und die Rechte des Senats und der 
Fachbereichsräte gewahrt bleiben. 
 
(2) Das Ministerium ist zum Erlass einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 ab 
dem Zeitpunkt der Feststellung nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 oder 
nach dem Erlass der Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 er-
mächtigt. Die Ermächtigung besteht un-
beschadet der Sätze 3 und 4 zumindest 
für den Zeitraum der jeweiligen Feststel-
lung oder den Zeitraum der Geltung der 
jeweiligen Rechtsverordnung und ist un-
abhängig von der Wirksamkeit der Fest-
stellung nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 und 2 sowie der Wirksamkeit der 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3. Wird die Feststellung 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 
oder die Geltung der Rechtsverordnung 

3.  Hochschulprüfungen in elektronischer 
Form oder in elektronischer Kommuni-
kation (Online-Prüfungen) abgenom-
men werden dürfen, 

4.  die Anerkennung von Prüfungsleistun-
gen und Leistungen gegenüber den Re-
gelungen des § 55a erleichtert werden 
kann und 

5.  Regelungen betreffend die Einschrei-
bung, insbesondere hinsichtlich der Ein-
schreibungsfristen und des Zeitpunkts, 
bis zu dem das Vorliegen der Hoch-
schulzugangsberechtigung und der 
sonstigen Einschreibevoraussetzun-
gen, insbesondere der Nachweis der 
künstlerischen Eignung, nachgewiesen 
sein müssen, getroffen werden. 

 
 
Die Rechtsverordnung kann die Art und 
Weise der Durchführung und Organisation 
von Lehrveranstaltungen, auch in Form on-
line durchgeführter Lehre, regeln. Die 
Rechtsverordnung darf vorsehen, dass das 
Rektorat die Befugnisse nach Satz 2 Num-
mer 4 und 5 sowie nach Satz 3 ausübt und 
in diesem Falle von den Prüfungsordnungen 
abweichende Regelungen treffen darf; in 
diesem Falle sieht die Rechtsverordnung zu-
gleich vor, dass die Wissenschaftsfreiheit 
strukturell nicht gefährdet wird und die 
Rechte des Senats und der Fachbereichs-
räte gewahrt bleiben. 
 
 
(2) Das Ministerium ist zum Erlass einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 1 ab dem 
Zeitpunkt der Feststellung nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 oder 2 oder nach dem Er-
lass der Rechtsverordnung nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 ermächtigt. Die Ermächti-
gung besteht unbeschadet der Sätze 3 und 
4 zumindest für den Zeitraum der jeweiligen 
Feststellung oder den Zeitraum der Geltung 
der jeweiligen Rechtsverordnung und ist un-
abhängig von der Wirksamkeit der Feststel-
lung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 
sowie der Wirksamkeit der Rechtsverord-
nung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3. Wird 
die Feststellung nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 oder 2 oder die Geltung der Rechts-
verordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
verlängert, verlängert sich entsprechend 
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nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 verlän-
gert, verlängert sich entsprechend auch 
der Zeitraum der Ermächtigung zum Er-
lass der Rechtsverordnung nach Ab-
satz 1. Die Ermächtigung nach Absatz 1 
gilt fort bis zum Ende des Semesters, 
das als zweites dem Semester folgt, in 
dem die Feststellung einer epidemi-
schen Lage im Sinne von Absatz 1 Satz 
1 Nummer 1 oder 2 aufgehoben wird  
oder die Geltung einer Rechtsverord-
nung im Sinne von Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 endet. Ist das Semester im 
Sinne des Satzes 4 ein Wintersemester, 
endet dieses am 31. März des jeweili-
gen Jahres; ist das Semester im Sinne 
des Satzes 4 ein Sommersemester, en-
det dieses am 30. September des jewei-
ligen Jahres. Zur weiteren Bewältigung 
der SARS-CoV-2-Pandemie und zur Si-
cherung des Hochschulbetriebs in die-
ser Pandemie und der Grundrechte der 
Hochschulmitglieder wird das Ministe-
rium ermächtigt, die Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 oder einzelne Regelun-
gen dieser Rechtsverordnung mit Wir-
kung vom 1. Oktober 2021 zu erlassen. 

 
(3) Wenn durch den Eintritt einer Groß-
einsatzlage oder einer Katastrophe im 
Sinne des § 1 Absatz 2 des Gesetzes 
über den Brandschutz, die Hilfeleistung 
und den Katastrophenschutz vom 
17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 886), 
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 23. Juni 2021 (GV. NRW. S. 762) 
geändert worden ist, an Hochschulen 
der Lehr- oder Prüfungsbetrieb in Prä-
senz eingeschränkt ist, kann das Minis-
terium zur Sicherstellung der Lehre, zur 
Sicherstellung der Funktionsfähigkeit 
der Gremien der Hochschule und der 
Studierendenschaft und zum Schutz der 
Grundrechte der Hochschulmitglieder 
sowie der Studienbewerberinnen und -
bewerber durch Rechtsverordnung Re-
gelungen nach Absatz 1 erlassen. Be-
schränken sich die Einschränkungen 
nach Satz 1 auf eine einzelne Hoch-
schule, insbesondere auf ihren Sitz oder 
einen Standort, ist die Rechtsverord-
nung in ihrem örtlichen Anwendungsbe-
reich entsprechend einzugrenzen. 

auch der Zeitraum der Ermächtigung zum 
Erlass der Rechtsverordnung nach Absatz 
1. Die Ermächtigung nach Absatz 1 gilt fort 
bis zum Ende des Semesters, das als zwei-
tes dem Semester folgt, in dem die Feststel-
lung einer epidemischen Lage im Sinne von 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 2 aufgeho-
ben wird oder die Geltung einer Rechtsver-
ordnung im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 endet. Ist das Semester im Sinne des 
Satzes 4 ein Wintersemester, endet dieses 
am 31. März des jeweiligen Jahres; ist das 
Semester im Sinne des Satzes 4 ein Som-
mersemester, endet dieses am 30. Septem-
ber des jeweiligen Jahres. Zur weiteren Be-
wältigung der SARS-CoV-2-Pandemie und 
zur Sicherung des Hochschulbetriebs in die-
ser Pandemie und der Grundrechte der 
Hochschulmitglieder wird das Ministerium 
ermächtigt, die Rechtsverordnung nach Ab-
satz 1 oder einzelne Regelungen dieser 
Rechtsverordnung mit Wirkung vom  
1. Oktober 2021 zu erlassen. 
 
 
 
 
 
(3) Wenn durch den Eintritt einer Großein-
satzlage oder einer Katastrophe im Sinne 
des § 1 Absatz 2 des Gesetzes über den 
Brandschutz, die Hilfeleistung und den Ka-
tastrophenschutz vom 17. Dezember 2015 
(GV. NRW. S. 886), das zuletzt durch Artikel 
6 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (GV. 
NRW. S. 762) geändert worden ist, an Hoch-
schulen der Lehr- oder Prüfungsbetrieb in 
Präsenz eingeschränkt ist, kann das Minis-
terium zur Sicherstellung der Lehre, zur Si-
cherstellung der Funktionsfähigkeit der Gre-
mien der Hochschule und der Studierenden-
schaft und zum Schutz der Grundrechte der 
Hochschulmitglieder sowie der Studienbe-
werberinnen und -bewerber durch Rechts-
verordnung Regelungen nach Absatz 1 er-
lassen. Beschränken sich die Einschränkun-
gen nach Satz 1 auf eine einzelne Hoch-
schule, insbesondere auf ihren Sitz oder ei-
nen Standort, ist die Rechtsverordnung in ih-
rem örtlichen Anwendungsbereich entspre-
chend einzugrenzen. 
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(4) Das Ministerium ist zum Erlass einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 3 ab 
dem Zeitpunkt des Eintritts der Großein-
satzlage oder der Katastrophe ermäch-
tigt. Die Ermächtigung nach Absatz 3 
gilt fort bis zum Ende des Semesters, 
das als viertes dem Semester folgt, in 
dem die Großeinsatzlage oder die Kata-
strophe eingetreten ist. Absatz 2 Satz 5 
gilt entsprechend. 

 
(5) Die Geltung der Rechtsverordnun-
gen nach den Absätzen 1 und 3 ist zu 
befristen. Die jeweilige Rechtsverord-
nung tritt spätestens zu dem Zeitpunkt 
außer Kraft, an dem das Ministerium 
nach Absatz 2 oder Absatz 4 nicht mehr 
zu ihrem Erlass ermächtigt ist. 
 
(6) Das Ministerium berichtet dem Land-
tag hinsichtlich der Rechtsverordnung 
nach den Absätzen 1 und 3 unverzüg-
lich und umfassend über den jeweiligen 
Sachstand.“ 

 

(4) Das Ministerium ist zum Erlass einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 3 ab dem 
Zeitpunkt des Eintritts der Großeinsatzlage 
oder der Katastrophe ermächtigt. Die Er-
mächtigung nach Absatz 3 gilt fort bis zum 
Ende des Semesters, das als viertes dem 
Semester folgt, in dem die Großeinsatzlage 
oder die Katastrophe eingetreten ist. Ab-
satz 2 Satz 5 gilt entsprechend. 
 
 
(5) Die Geltung der Rechtsverordnungen 
nach den Absätzen 1 und 3 ist zu befristen. 
Die jeweilige Rechtsverordnung tritt spätes-
tens zu dem Zeitpunkt außer Kraft, an dem 
das Ministerium nach Absatz 2 oder Absatz 
4 nicht mehr zu ihrem Erlass ermächtigt ist. 
 
 
(6) Das Ministerium berichtet dem Landtag 
hinsichtlich der Rechtsverordnung nach den 
Absätzen 1 und 3 unverzüglich und umfas-
send über den jeweiligen Sachstand.“ 
 
 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

 
Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
 

 Artikel 3 
Inkrafttreten 

 
Unverändert  
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Bericht  
 
A Allgemeines  
 
Der Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP „Gesetz zur weiteren Än-
derung des Hochschulgesetzes und des Kunsthochschulgesetzes“, Drucksache 17/15505, 
wurde am 4. November 2021 nach erster Lesung vom Plenum zur alleinigen Beratung an den 
Wissenschaftsausschuss überwiesen. 
 
Die Fraktionen beabsichtigen mit dem Gesetzentwurf, eine wirksame Ermächtigungsgrund-
lage zum Erlass der Corona-Epidemie-Hochschulverordnung, die zur rechtssicheren Durch-
führung des Wintersemesters 2021/2022 von den Hochschulen dringend erwartet wird, zu 
schaffen. 
 
 
B Beratung 
 
Der Wissenschaftsausschuss befasste sich mit dem Gesetzentwurf erstmalig und abschlie-
ßend in seiner Sitzung am 10. November 2021. 
 
Am 9. November 2021 brachten die Fraktionen der CDU und der FDP einen gemeinsamen 
Änderungsantrag, Drucksache 17/15561, in die Beratung ein. 
 
In der Beratung am 10. November 2021 drückt die Fraktion der SPD ihre Verwunderung über 
das Erfordernis dieser Gesetzesinitiative samt Änderungsantrag aus und mutmaßt als Ursa-
che mangelnde Kommunikation. Sie stellt klar, dass die Fraktionen in der Sache gemeinsam 
konstruktiv agierten. 
 
 
C Abstimmung 
 
Der Wissenschaftsausschuss stimmt bei Enthaltung der Fraktion der AfD einstimmig für die 
Annahme des Änderungsantrags der Fraktionen von CDU und FDP, Drucksache 17/15561. 
 
Der Wissenschaftsausschuss beschließt, ebenfalls bei Enthaltung der Fraktion der AfD, ein-
stimmig, den so geänderten Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP, 
Drucksache 17/15505, dem Plenum zur Annahme anzuempfehlen. 
 
 
 
 
Petra Vogt 
Stellvertretende Vorsitzende 
 


